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Wirtschaft 


Gemeinsam mit der französischen Zeitung "Le Monde" �veröffentlicht die ZEIT ein Memorandum der Finanzminister �von Frankreich und Deutschland, Dominique Strauss-Kahn und �Oskar Lafontaine, zur Wirtschafts- und Finanzpolitik in �Europa. Die wichtigsten Punkte: Kein überbewerteter Euro, �notfalls Leitlinien für die Wechselkurse, �Mehrheitsentscheidungen über einheitliche Steuern für �Unternehmen in der EU 


Europa - sozial und stark 


Märkte brauchen die ordnende Hand des Staates 


Europa hat sich nun auf eine der ehrgeizigsten Unternehmungen seiner Geschichte eingelassen, die Schaffung des Euro als einheitliche Währung. Der Euro tritt als machtvolles Symbol der europäischen Identität in Erscheinung. Er schafft neue Rahmenbedingungen für Stabilität und Zusammenarbeit in Europa. Er verschafft uns neue Möglichkeiten, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu fördern, den Herausforderungen der Globalisierung zu begegnen und zur finanziellen Stabilität und Entwicklung in der Welt beizutragen. 


Wir betrachten den Euro jedoch nicht als ein Geschenk des Himmels. Wir wissen, daß wir diese Früchte nur ernten werden, wenn wir in der Lage sind, dieses neue politische Werkzeug voll zu nutzen. Dies bedeutet, daß wir unsere Hausaufgaben auf nationaler Ebene erledigen müssen, daß wir die Qualität der europäischen Koordination verbessern müssen und daß Europa die mit einer Weltwährung verbundenen neuen Verantwortlichkeiten übernehmen muß. All dies ist möglich geworden, weil unsere Volkswirtschaften sich im Vorfeld der Europäischen Währungsunion in einem nie dagewesenen Maß in Richtung niedriger stabiler Preise und soliderer öffentlicher Finanzen einander angenähert haben. Dieser Erfolg sollte uns nicht zur Selbstgefälligkeit verleiten, wir sollten vielmehr darauf aufbauen, um den vor uns liegenden Herausforderungen zu begegnen. 


Darüber hinaus haben wir seit kurzem eine neue "philosophische Konvergenz" beobachtet. In 13 von 15 EU-Mitgliedsstaaten sind Sozialisten oder Sozialdemokraten an der Regierung. Sie alle haben aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt und stimmen hinsichtlich Wachstum und Beschäftigung weitgehend überein. Sie alle betrachten die Märkte als mächtige Instrumente zur Bildung von Vermögen, aber sie sehen auch, daß es sich dabei um unvollkommene Einrichtungen handelt und die Regierungen in erheblichem Maße dafür verantwortlich sind, Unzulänglichkeiten des Marktes zu beheben. Sie alle sind sich über die Notwendigkeit einig, die Stabilität der Preise und die Solidität der Haushalte zu wahren, sie lassen die Stabilität aber nicht als Entschuldigung dafür gelten, daß die Regierungen und die Notenbanken ihre Rolle bei der Konjunktursteuerung und ihre Verantwortung für Beschäftigung übersehen. Sie alle sind der Meinung, daß Wirtschaftsreformen erforderlich sind, um das Wachstumspotential Europas zu verbessern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, aber sie sind entschlossen, dieses Ziel durch einen sozialen Dialog und durch eine gerechte Verteilung der damit verbundenen Lasten zu erreichen. 


Mit 18 Millionen Arbeitsuchenden in Europa ist die Arbeitslosigkeit eine Geißel, deren Ausrottung alle unsere Anstrengungen erfordert. Ihr muß auf vier Ebenen begegnet werden: 


- auf Unternehmensebene durch einen beschäftigungsorientierten Dialog zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern; 


- auf nationaler Ebene durch eine Politik, die bessere Anreize für die Schaffung von Arbeitsplätzen durch die Unternehmen bietet, die das aktive Bemühen der Arbeitnehmer um einen Arbeitsplatz und um Fortbildung fördert und die Voraussetzungen für eine Erhöhung des Beschäftigungsanteils am Wachstum schafft; 


- auf europäischer Ebene durch die Schaffung eines wachstumsorientierten makroökonomischen Umfelds und durch bestmögliche Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien; 


- auf internationaler Ebene, indem wir, auf die Einführung des Euro aufbauend, zusammen mit unseren G-7-Partnern die Weltwirtschaft bei nachteiligen Schockeinwirkungen stabilisieren. 


In antiquierten Debatten werden die Verfechter von Strukturreformen immer noch in Gegensatz zu den Befürwortern makroökonomischer Reflation gesetzt. Dies lenkt lediglich von den vor uns liegenden politischen Aufgaben ab, da eine erfolgreiche Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eine Doppelstrategie erfordert: 


- Wir brauchen einen geeigneten makroökonomischen policy mix, um ein nichtinflationäres Wirtschaftswachstum zu unterstützen und ein Klima des sozialen Friedens aufrechtzuerhalten. Dies verlangt eine optimale Kombination aus Lohn- und Einkommensentwicklung, Geldpolitik und Haushaltskonsolidierung. Wenn die durchschnittlichen Lohnkosten im gleichen Rhythmus steigen wie die gesamtwirtschaftliche Produktivität, bleiben die Lohnstückkosten stabil, so daß von der Kostenseite her kein Inflationsdruck entsteht. Die Geldpolitik muß dann neutral sein, das heißt, die Notenbank muß sich nicht restriktiv verhalten, um die Inflation zu bekämpfen (und wenn die Lohnstückkosten sinken, wie dies jüngst der Fall war, sollten die Zinsen sogar gesenkt werden, um die Deflation zu verhindern). Als Finanzminister müssen wir die Ausgaben im Zaum halten, um eine Konsolidierung der Haushalte zu erreichen, aber unsere Einnahmen hängen vom Wirtschaftswachstum und unser Schuldendienst von den Zinssätzen ab. Nur wenn alle drei Partner in der Gesellschaft sich kohärent verhalten, können wir hoffen, Europa wieder zur Beschäftigung zu bringen. 


Ferner sind Wirtschaftsreformen erforderlich, um das Funktionieren der Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalmärkte zu verbessern. Allzuoft stellen bürokratische Hürden, überholte Bestimmungen oder ungenügend entwickelte Märkte ein Hindernis für Jungunternehmer dar. Die Kapitalmärkte sind zur Spielwiese "globaler Spieler" geworden, aber junge Menschen, die ein innovatives, aber riskantes Geschäft beginnen wollen, finden dafür keine Mittel. Geeignete Strukturreformen können das Wachstumspotential in Europa verbessern. Wir müssen aber sicherstellen, daß unsere Reformen mehr Solidarität zwischen den sozialen und regionalen Gruppen aufweisen. Das zwanghafte neoliberale Beharren auf der Deregulierung des Arbeitsmarktes hat mehr zur Blockierung der Reformen beigetragen als zur Schaffung von Arbeitsplätzen. Wir sind überzeugt, daß das soziale Modell Europas ein Plus und kein Minus darstellt. 


Die Euro-11-Gruppe soll den Dialog mit der Zentralbank suchen 


Unsere kürzlich veröffentlichten Programme zur mehrjährigen Finanzplanung sind in diesem Sinne zu verstehen. Wir betrachten sie nicht als Zwangsjacke, sondern als notwendige Instrumente zur Koordinierung in Europa, die zu mehr Transparenz und Planungssicherheit der Finanzpolitik beitragen. Die drei Kernaussagen unserer Programme lauten: Wir werden erstens bei der Umsetzung unserer Programme ausreichende Flexibilität vorsehen, um die automatischen Stabilisatoren bei der Abfederung konjunkturbedingter Auswirkungen wirken zu lassen. Wir streben zweitens einen bedeutenden Abbau der Haushaltsdefizite an, um dem Staat nicht länger durch die leichtsinnige Anhäufung von Staatsschulden die Luft abzuschnüren; und wir werden drittens unsere politischen Prioritäten finanzieren und dabei gleichzeitig sicherstellen, daß der Anstieg der Staatsausgaben beträchtlich unter dem potentiellen Produktanstieg bleibt, um so die Bedingungen für zukünftige Steuersenkungen zu schaffen, die wiederum zu einer weiteren Expansion beitragen werden. Unsere gemeinsame Strategie weicht daher sowohl von dem Ansatz der Defizitfinanzierung ab, den viele Kommentatoren noch immer allzuoft mit sozialistischer und sozialdemokratischer Politik in Verbindung bringen, als auch von der engen Ausrichtung auf Finanzierungsvorgaben, die das Markenzeichen der Wirtschaftspolitik unserer Vorgänger war. Indem wir anstelle von Defizitzielen auf strikte Ausgabenziele setzen, wollten wir Spielraum für dringend erforderliche weitere Defizitsenkungen schaffen, aber auch die Finanzpolitik ihre natürliche Wirkung einer wirtschaftlichen Stabilisierung entfalten lassen. Dies sind klare Signale an den privaten Sektor, die Europäische Zentralbank und unsere Partnerländer, die wir als Schlüsselfaktoren für einen neuen Koordinierungsrahmen innerhalb der Euro-Zone sehen. Mittelfristige Programme sind selbstverständlich kein Ersatz für eine gemeinsame Bewertung der aktuellen Entwicklungen und einen Dialog über politische Lösungen. Wir sollten auch die Euro-11-Gruppe in vollem Maße als Forum für Koordinierung und Dialog mit der EZB nutzen. 


Ein wichtiger Beitrag zur wirtschaftlichen Dynamik und zu mehr Gerechtigkeit ist die Koordinierung der Steuern in Europa. Dabei wollten wir keine Vereinheitlichung der nationalen Steuersysteme oder gar die nationalen Zuständigkeiten im Steuerbereich aufgeben. Es kann jedoch nicht hingenommen werden, daß aufgrund internationaler Schlupflöcher den Staatshaushalten Milliarden Euro verlorengehen, daß die europäischen Regierungen nicht ihre Aufgaben erfüllen können, weil sie im Wettbewerb um einen möglichst niedrigen Steuersatz stehen, und daß einige Produktionsfaktoren (zum Beispiel Arbeit) einer übermäßigen Besteuerung unterliegen, nur weil andere Faktoren (Kapital) äußerst mobil sind. Wir haben diese Probleme durch die Verabschiedung von Steuerreformen, die die Lohnnebenkosten, insbesondere für gering qualifizierte Arbeitnehmer, reduzieren, in Angriff genommen. Auch haben wir damit begonnen, die Steuern als Instrument zum Umweltschutz und zur Überwindung ökologischer Ungleichgewichte einzusetzen. Nun müssen wir uns jedoch auf eine Mindestbesteuerung von Kapitalerträgen einigen, die Annäherung der Unternehmensbesteuerung vorantreiben und gemeinsam das Problem der Reduzierung von Treibhausgasen angehen. Mit Blick in die Zukunft ist es auch notwendig, daß ein erweitertes Europa im Falle von Blockaden handlungsfähig ist. Mit fortschreitender europäischer Integration ist es nur logisch, daß mehr Beschlüsse, auch über einige Steuerfragen, mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden. 


Nicht zuletzt haben die jüngsten Schockeinwirkungen aus Asien und Rußland gezeigt, wie anfällig wir alle in einer globalisierten Wirtschaft sind. Turbulenzen in jedem anderen Teil der Welt können Auswirkungen auf das Wachstum in Europa haben. Es bedarf einer neuen Architektur der internationalen Institutionen, die für mehr Transparenz sorgt und die Offenlegungsbestimmungen für Finanzinstitute verschärft; eine umsichtige Liberalisierung des Kapitalverkehrs fördert; die Rechenschaftspflicht und Führung des IWF verbessert, indem sein Rat gestärkt und seine politische Legitimität verbessert wird; und den privaten Sektor beim Krisenmanagement mit einbindet. 


Ferner muß Europa auf der Weltbühne mit einer Stimme sprechen. Die jüngste Einigung über die Außenvertretung der Euro-Zone ist ein nützlicher Schritt in diese Richtung, doch sollten wir weiter gehen und überlegen, wie unsere Vertretung in internationalen Gremien rationalisiert werden kann. 


Des weiteren ist ein neuer transatlantischer Dialog erforderlich. Der Euro und der Dollar werden zusammen den Großteil der weltweiten Finanztransaktionen abdecken. Das bedeutet, daß die Wechselkursentwicklungen zwischen Dollar und Euro die Weltwirtschaft bestimmen werden. Wir müssen darauf achten, daß ein solcher auf zwei Währungen basierender Standard keine Quelle der Instabilität wird, zumal die Einführung einer neuen Währung zu Portfolio-Verlagerungen führen kann. Um eine solche Entwicklung zu verhindern, schlagen wir folgende vier Schritte vor: 


- Wir müssen innerhalb der Euro-11-Gruppe die Wechselkursentwicklungen überwachen und eine kohärente Haltung formulieren. Wir sollten auch in der Lage sein, diese Haltung den Märkten gegenüber gemeinsam zu vertreten, und erforderlichenfalls von den vertraglichen Bestimmungen Gebrauch machen, die die Möglichkeit vorsehen, allgemeine Leitlinien für die Wechselkurse herauszugeben. Dies ist im Rahmen der Einführung des Euro von besonderer Bedeutung: Marktteilnehmer sollten wissen, daß wir eine übermäßige Aufwertung des Euro nicht begrüßen. 


- Die Euro-11-Partner und die EZB müssen zusammenarbeiten und nationale Maßnahmen umsetzen, die mit der formulierten Haltung im Einklang stehen: Das Ziel, eine übermäßige Wechselkursinstabilität zu vermeiden, muß bei der Aufstellung nationaler Ziele berücksichtigt werden. Es gibt keinen Grund zu der Annahme, daß hier ein Widerspruch zu nationalen Zielsetzungen besteht. Im heutigen Umfeld würde ein Schließen der Wachstumslücke zwischen Europa und den USA dazu beitragen, daß die Leistungsbilanzungleichgewichte abgebaut und damit mögliche Wechselkursungleichgewichte vermieden werden. 


- Europa und die USA müssen gemeinsam Verantwortung übernehmen und klarstellen, daß nicht gegenseitig "benign neglect" praktiziert werden wird, dies setzt den Ausbau einer engeren politischen Zusammenarbeit voraus. Insbesondere angesichts gemeinschaftlicher Schockeinwirkungen. Um die Erwartungen auf den Finanzmärkten zu stabilisieren, sollten wir einen Konsens über die geeigneten politischen Antworten auf weltweite Wirtschaftsentwicklungen anstreben, der wiederum die Grundlage für eine größere Wechselkursstabilität zwischen dem Dollar und dem Euro bilden würde. 


- Wir sollten uns gemeinsam für Wechselkurssysteme mit den Schwellenländern in Asien, Lateinamerika sowie Mittel- und Osteuropa einsetzen, die sich durch eine ausgewogene Mischung aus Flexibilität und Disziplin auszeichnen, wie sie für ihre Entwicklung notwendig ist. Die Europäische Union sollte die Zusammenarbeit mit neuen Beitrittskandidaten im Währungsbereich ausbauen. 


Europa steht an einem Wendepunkt. Der Euro bietet uns ein neues Instrument, die Probleme der Menschen in Europa besser zu lösen. Gemeinsam können wir es schaffen. 
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